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Mit lokrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vorschriften 
außer Kraft dies gilt insbesondere fur die o a Bezugspla ne 

Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind. 

Das Baugesetzbuch (BauGB\ vom 08 I : . 198<:> IDGBl. I S 2253) 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVOI ,·om 23 OI. I'J<JO (BGBI I S 132) 
Die Planzeichenverordnung (PianzV 90) vom 18. 12 I 990 (BGBI T S 58) 

16.9.1995 

06.05.1997/21.10.1997 

22. OS .1997/ 30.10.1997 

03.07.1997/24.11.1997 

17 0 3. 1998 

26.03.1998 

Die Landesbauordnung fiir Baden-Wumemberg (LBO) vom 08.08. 1995 (G BI. S. 617) 

Sowie die jeweiligen erganzenden Rechts,erordnungcn und Verwaltungsvorschritlen. 

Lconbcrg. den 21 .10.1997 

' Gefenigt: 

• 
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Ela_ctlerttit( .:\utS.d luu.ungen. ~~~abu n;.:.:n und Slu~mau.ern soweit s1c zur Herstellung des Str.alkn:. 
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Abgrenzungen unterschiedlichen Maßes der baulichen Nutzung 
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sowte umerschiedlicher Bauweise 
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Im Gl'ltungsbere1ch des Bebauun\!solan~s ' ' erden 111 Ergaruung der Eimra!:'llngen 1m 
Lageplan rolgcndc Festsetzungen ~etrotren 

L PL.-\l'll".'iGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
( BauGB und Bau .~YO ) 

1. 1 
I I I 

2 I 

2.2.2 

., " - -> 

2.3.1 

2.3 2 

Art der baulichen Nutzung \ ~ Q ·\bs I i'r I ßauGB, ** I • 15 ßauNVO ) 

Allgerneines Wohngebier 1 WA 1 1 Ii -1 BauNVO ) 
Ausnahmen g,em Ii -1 Abs : rlaul\ VO sind nicht Bestandteil des Bebauungsplans 
und somit mdu zuias.~ 1g t ~ I •\ ns <> '\ r I Raul\'VO ) 

\ laß der b:wli t hl' ll '' ut~llll!! t ~<I Ab> I :-.Ir I BauGB. *~ I o · 21 a ßauNVOl 
Entsprechend dem Planc1nschneb sn der :--lutzungsschablone 

Gnmdflachcozabl GruQdlladJ.e ( § 19 BauNVO ) 
(siehe Eintrag in d~r :--Jutzun:!sschablone 1 
Eine zusatzliehe l bcrschrcnung der zulasstgen Grundfläche uber die nach§ 19 
Abs -1 BauNVO allgemetn zulassigc I 'bcrschrciwng um bis l u 50% der festge­
setzten Grundfläche hinaus kann ausnahmsweise in den testgesetzten allgememen 
Wohn\!ebieten W A:: unci \\ ' "'5 7)H.telasscn werden Diese zusätzliche Uberschrci-

' -tung der Grundflache na.:h ~ 19 Ab5 -1 BauNVO um ma.x .O, 15 auf0.6 kann aus-
nahmsweise zugelassen 1\Crdcn. "cnn die Überschreitung durch intensive Begru­
nung der Tiefgaragen aus~egiichen wird 1 Erdlibcrdcckung ca 0.8m) 

Gescboßtlac.henzabl Geschoßtlache ( ~ ~0 ßauNVO ) 
siehe Eintrag in der Nutzungsschablone 

Bei der Ermittlung der Geschoßtlache smd die f lächen von Aufenlhaltsraumen in 
anderen Geschossen (limcrgeschosse und oberste Geschosse) einschließlich der 
zu ihnen gehörenden Treppenraume und einschließlich ihrer Umfassungswandc 
nicht mitzure<:hnen t § :::0 -\bs J 13auN\'O ) 

Bei der Ermittlung der Geschoßfläche bleiben die Flächen von Stellplätzen und 
Garagen in Vollgeschossen unbcrucksichtigt (§2 1 a Abs.4 Nr 3 BauNVO) 

H.öhe..bJtu!ich.cr..Anl.ag~:Jt t HBA ) ( §§ 16 und 18 BauNVO ) 
(siehe Eintrag in der Nutzungsschablone oder in den uberbaubaren GrundstOcks­
flächen) 

-
Traulböhen ( TH ) 
Die Traulböhen • smd mu o.S rn als Höchstmaße uber der EFH bis zum Schnitt­
punkt der Außenwand des Hauptbaukörpers mit der Dachhaut festgelegt 

Puß(>odenhohe (EFH) 
Die Fußbodenhohe darf ma.x 0. 50m über dem festgelegten Gelände liegen 

(, 



, .. 
- . .J J fn·st hohen t 1- H 1 

Die Firsthohen ~ind als Hochstmalle in absoluten Hohen im Normalnullsystem 
festgelegt und gelten I ur dte oberste l:kgrcnzung der L>achllachen I First der Sat· 
reldacherl 

J Bauweise 1 ~ II \hs I 'r 2 BauGB. ~~ 22 ßaui\ \ '0 I 
Entsprechend dem Planeinschneb'" der :\utwngsschablone 
Es bedeuten 
o Otfcne Bauweise 1 ~ 2~ .-\ bs :; BauNVO I 

Zulassil! smd Gebaudc mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhauser. .. -
Doppelhauser und Hausgruppen 

a Abweichende Bauweise ( § 22 AbsA BauNVO ) 
Zulasstg stnd (j~baudc ohne senhchen <irenzabscand innerhalb der 
überbaubaren GrundsiUckstlache im Sinne der geschlossenen Bauweise 

Stellune baulicher· t\nlagen t ~ ? Abs I Nr :; RauGB l 
Die im Lageplan zeichnerisch festgelegte Stellung baulicher Anlagen ist filr den 
HauptbaukOJ'!)er maßgebend 

Cberbaubare Grundstücksßiichen I ~'I .A.bs I Nr 2 BauGB. ~ 23 BauNVO) 
lemsprechend Fes!lcgung 1111 Lageplant 
Die Gebaude si nd innerhalb der c\b~renzun~en der Gaugrenzen zu erstellen. 
Eine Uberschreitung der Baugrenzen um max 1.00 m durch untergeordnete 
Gebaudeteilen kann ausnahmsweise zugelassen werden 
Gebaude unterhaib der festgelegten Gdandeoberflache durten die Baugrenzen 
überschreiten 
Ausnahme· Von der Böschun!:lsumerkante ostlieh Fl.st Nr 9'14 ist oberirdisch wie 
umerirdisch ein \ lindestabstand 'on tJ 111 einzuhalten 

6 Flächen ftir Stellplätzt und Garagen ( ~ 9 Abs I Nr 4 BauGß. § 12 
BauNVOi 
Garagen und Stellplatze ,ind im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen allge­
mein zulassig 
Garagen unterhalb der Gdand~ob~rtlache sind g.-nerell zugelassen Von der 
ßoschungsunterkante ostlieh Fl.st Nr.904 ist ein 1-.1indestabstand von o m einzu­
halten. 

7 Vtrkehrsß ächen. sowie Verkeh rs flächen besonderer Zweckbestimmung ( * 9 Abs I Nr 1 I BauGB 1 
(siehe Festlegung im Lageplan) 

7 I Die festgelegten Verkehrstlächen besonderer Zweckbestimmung dienen dem 
Fußganger- und Fahrradverkehr 

8 Grünßlichen ( ~ 9 t\bs I Nr 15 ßauGB I 

8 I ötrcor liche Grünfläche- Spu:lplatz 
Die offentliehe Grünfläche ist als Spielpliuz fiir Kleinkinder ausgewiesen. 
Dte Festsetzungen Ptlanzbindung und Pflanzgebot nach Zi!Ter I II sind zu 
beachten. 

j 

. I 



' ' Fliichen fü r Aufsch üttunl:!en und Abgrabungen I §9 Abs I :'\r. 17 i V m * 9 
Abs 2 BauGB 1 

Die Baugrundsrucke 1m Innenbereich durfen um max. I.O m ubcr dem bestehen­
den Gelnnde autgeftlflt wer<ien Dabei sind Pflanzenschurz und dadurch beding1e 
Abstande zu benleksichtigen 
IJas aufgefiillte Gellinde osr rum bestehenden Gelände mit einer Neigung von 
max. l.3 zu verziehen 

10 Flächen rür Aufschüllungen • . \bgrabungen und Stützmauern. soweit sie zur 
Herstellung de~ Straßenkörpers erforderlich sind ( § <) Abs I Nr 26 BauGB) 

Böschungen und Stützmauern. die rum Ausgleich der Höhenunterschiede zwi­
schen den Baugrundsrucken und den offentliehen Verkehrsflächen erforderlich 
sind IStraßenboschungen 1. ~oomcn auf den Baugnmdstucken angelegt werden 
und sind dort :zU dulden. Ist 111 der Planzeiclmung nichts anderes festgesetzt. so 
gilt ein die utrentlicben Verkchrsllächen begleitender 1.5m breiter Grundstücks­
streifen als Fläche fur die Autschuttungen und Abgrabungen zum Ausgleich 
topographischer Unebenhetten 

Stutzfundamente. die zum Setzen von Rabauensteinen und Randsteinen zur 
Abgrenzung zwischen offent liehen Verkehrsflächen und privaten GrundstOcksflä­
chen erforderlich werden. sind aut' den privaten Grundsrucksflächen bis zu ci.ncr 
Breite von 0,50m zu dulden 

I I Flächen fü r Pflanzgebote und Pflanzbindungen ( §9 Abs. l Nr.25 BauGB. 
§ 74 LBO ) 

II I PJlanzg!.'bo..te \ *9 Ab~. I :--r :~a BauGB ) 
a) Pflanzgebote fljr Einzelbaume . 

Es sind standongcrcchte. heimische Laubbäume anzupflanzen und zu 
unterhalten. 
Der Standon der Baumotlanzung dart· gegenuber der Darstellung im 
Lageplan um bis zu 2m abweichen 

bl ln den Gebicten.\V.-\2 bis WA 7 ist pro 400m' Grundstücksfläche mind, 
I Baum zu pflanzen ( Baumart nach Pflanzliste im Anhang der 
naturschutzrechtlichen Eingritfsregelung). 

c) Flächenhaftes Pflanzgebm 
Im Bereich der testgelegten Pßanzgebotsllliche (pfg) ist als Ergänzung 
des schützenswerten Grünbestandes eine 4 m breite Wildgehölzhecke zu 
pflanzen. 

11 .2 Pflanzpjndunj!en ( §9 Abs. I Nr.25b BauGB ) 
a) Ptlanzbindung fur Einzelbaume 

Die im Lageplan gekennzeichneten Einzelbäume sind zu erhalten 

b) Pflanzhjnduna filr tlächenhalle AnpflanZlinKen 
Die Pflanzbindung ( ptb) dient der Erhaltung der Grünfläche und dem 
Bewuchs mit heimischen Laubbäumen· und Sräuchem. 



II. BACORDNU~GSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
( § 9 Abs.-' BauGB. § 7-' LBO ) 

Dachgt'stahung ( § 74 :\bs. I t-.:r I LBO ) 

I I lhchform. Dachntigune 
( emspr~hend Eintrag in der :-.lut:wngsschablone) 

l:iau~eb.ä.Uik 
SD = Es sind nur Satteidlicher mit der im Lageplan (Nutzungsschablone) einge-

tragenen Dachneigung zulässig. 
Ausnahmsweise konnen andere Dachformen auf Erkern. Vorbauten und unterge­
ordneten Zwischenbauten zugelassen werden. 

Garagen 
Garagen. die nicht in das Hauprgebaude einbezogen sind. durtim nur mit eiQem 
Satteldach mit einer Dachneigung von mind.25° oder mit einem begrünten Flach-
dach hergestellt werden · 

1.2 Uachdeckung 
Bei Satteldächern und genetgten Daclillächen ist nur Ziegeldeckung in naturro­
tem oder rotbraunem oder Betondachstein in rotbraunem Farbton zugelassen. 
Die Installation von SonnenkollektOren ist zulässig 

1.3 Dachaufbauten Dachejn~chnin~od.Z.Wrchgiebel 
Dachgauben und Dacheinschniue dürfen nur in der unteren Ebene des Daches 
und nur in einer Reihe 1 nicht übereinander) angeordnet werden. 
Je Dachflache sind emweder nur Dachgauben odec nur Dacheinschnitte zugelas­
~en. 

Die Summe der Breiten cier Dachgauben und -einschnitte darf hochstcns 40% der 
dazugehorenden Dachlange betragen. 

I 3. 1 Dachaulbameo 
Dachaufbauten sind nur als Dachgauben und nur mit folgenden Einschrankungen 
zuhissi~ 

ihre Breite darfhochstens 2.5 m betragen 
zwischen den einzelnen Dachgauben muß mind. ein Abstand von 1.5 m 
erhalten bletbcn 
der Abstand der Dachgaube von der Giebelseite (Qngang) muß mind. 
1.5 m betragen 
die Oberkante der Dachgaube muß venikaJ gemessen mind. I m unter-
halb des Hauptfirstes liegen. · 

I 3 2 Dacheinschnirre 
Dacheinschnitte sind mit tolgendcn Einschränkungen zugelassen· 

ihre Brcrte darf höchstens 2.5 m betragen 
der Abstand der Dacheinschnitte von der Giebelseite (Ortga.ng) muß 
mind.l.5 m bo:tragen 
die Bn.istungen der DacheinschnitCe sind in gleicher Neigung und glei­
chem Material wie das Dach auszufuhren 



I ] 3 L\\ erch~rellcl 

Z"erchgicbel smd zusatzlieh neben Dachgauben oder Dachemschnittcn zugelas­
sen_ jedoch nur soweit die Summe aller Brcrllm von Dachgauben. Dacheinschnit­
ten und Zwerchgiebeln nicht mehr als 50% der reweiligen Dachlange betragt. 

' ~ußere Gestahung der Geböudr 1 ~ 74 -\bs l ~r I LBO I 

[assaden.:cstalrun~: 
Dre Außcnwande der Gebaude sind in hellen rmt Erdfarben gebrochenen Tönen 
auszufuhren Ausnahmsweise können Holzverklerdungen der Fassaden zugelas­
sen werden. 
Sockelflächen durfcn mil ~aturstein verkleidet werden. 
Die Verkleidung der Außenilächcn der U~baude mit polienen und spiegelnden 
Materialien sowie die Verwendung glasrener Keram.ik und engobierter Spaltklin­
ker iST nicht zugelassen. 

3 \\trbtllnJa!!tn ( § 74 Abs I Nr ~ LßO 1 

\\ rrbeanlagc:n sind nur an der Stane der Lcrstung oder des Vennebes zugelas­
sen 
Sie durfcm nur an Wandflächen unterhalb der !'raufe angebracht oder erstellt 
werden 
Werbeanlagen mit 1vechselndcm oder bc"cgtem Licht (Wechsel- und Lnutlicht)_ 
Lichtwerbun!! in grellen Farben sowie Großflächenwerbun!! mit Schrifthohen 
uber 40 cm Höhe sind nicht zulasstg 
Beieuchtele Werbeanlagen sind in ihrer Leueiltstarke so w begrenzen. daß eine 
Gethllrdung der Vcrlcchrsteilnchmer ausgeschlossen ist 

-1 . Einfritdieun~en ( § 7-1 Abs 1 Nr 3 LßO ) 
Entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind Einfriedigungen nur mit ernem Abstand 
von O.Sm und nur als lebende Einfriedigungen (einheimische Ueholzc. cvtl. mit 
eingezogenem Drahtzaunl oder als senkrecht strukturiene Holzzaune mit Natur­
steinmauersockel (Höhe ma.'<. 0.3 m l rulnssig Die Höhe ieglicher Einfriedigun­
gen ist auf 1,0 m begrenzt 

5 Antennen ( §74 Abs. I ~r.-1 LBO ) 
Pro Gebäude ist nur eine Rundfunk- und nur eine Fernsehantenne zula.~~ig 

6 Fnileitunaen ( §74 Abs.l ~r.5 LBO ) 
Niederspannungsfreileitungen sind nicht zugelassen 

111 KENNZEICHNUNGEN ( § 9 Abs. S DauGB) 

I aanjmmissinnen 
Entlang der Ditzinger Straße im Bereich von W A6 und \VA 7 sind an den 
Außenwanden der Gebäude nach DIN 4109- Schallschutz im Hochbau - bisan-
dere Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu treffen 
(Lärmschulz). 



1\'. ~ACHRICHTLICH ÜBERNOMMENE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 Abs. 6 BauGB) 

I. Wasserschutzgebiet 
Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb des fachtech­
nisch abgegrenzten Wasserschutzgebietes der Fassungen "'ßlnu:icker und Raums" 
der Stadt Ditzingen in der Wasserschutzzone lll B. 
Die kunftigen Beschränkungen des WasserschUlzgebietes sind zu beachten 

2 . Kulturdenkmal iCmäß §2 Denkmalschutzileserz CDSchG) 
Das Planungsgebiet liegt im Bereich einer jungsteinzeitlieben Siedlung aus dem 
5-2. lahnausend v.Chr Diese Fundstelle ist ein Kulturdenkmal gern.§ 2 DSchG 
Es wird deshalb festgesetzt. daß zeitlich vorgezogen Baggerschnitte in Anwe­
senheit eines Mitarb.,iters des L!\Ildesdenkmalamtes durchzufuhren sind. um fest­
zustellen. ob das Baugelände vor Beginn der Erdarbeiten archäologisch unter­
sucht werden muß. 

V. Hinweise 

Wassenviaschaft 
Bei Baumaßnahmen. die tieter reichen als die bisherigen Grundungen. ist eine 
hydrogeologische Erkundung durchzufiihrcn 
Sofern durch neue Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird. ist zusatzlieh 
zum Baugenehmigungsvcn'ahren ein Wasserrechtsvertahren durchzufiihren. 

? Bodenschutz 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes 
(BodSchG), insbesondere auf§ 4 sowi~ auf das Merkblau "Regelungen zum 
Schutz des Bodens" wird verwiesen 

J . Altlasten 
Bodenbelastungen sind nicht bekannt. Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter 
Boden angetroffen werden. so ist unverztlglich das Landratsamt ßöblingen zu 
benachrichtigen und die Arbeiten im bctroflenen Bereich llinzustellen. Auf das 
Merkblatt "AbfaUwinschaft und Altlasten" wird verwiesen. 

4 . Energiegewinnung 
Aus Gninden der Umweltvorsorge sind regenerative Energiesysteme erw\lnscht. 
Im Rahmen der Festsetzungen sind diese Anlagen zuhissig. 

5 Qenkmalscbutz 
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt wer­
den. Diese sind unverzüglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzu­
zeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach 
der Anzeige in unvcrändenem Zustand zu halten. insofern nicht die Denkmal­
schutzbehörde oder das Lal)desdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist ein­
verstanden ist. ( § 20 Denkmalschut.zgeserz) 

6 Pflichten des Eigentümers ( § 126 Abs I BauGB ) 
Der figenttlmer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leinmgen fiir 
Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskör-



per SO\\ie Kc:nnzeichen und Hinwelsschilder fur Erschließungsanlagen auf seinem 
Grundstuck zu dulden. 

7 Qr.dnun~swid cigk eiJen 
Verst6Ue gegen die onlichen Bauvorschrillen ( § 75 LBO ) werden als Ord­
nungswidrigkeit nach* 75 Abs 2 und J LBO behandelt 


